
Suchergebnisse: Kontrolle

21. August 1403 – Die künftige Machtverteilung wird neu festgelegt

München * Nach heftigen Bürgerunruhen in München werden im sogenannten Wahlbrief die

Grundlagen für die künftige Machtverteilung und des bürgerlichen Mitspracherechts neu

festgelegt.   Einungen bezeihungsweise Zünfte werden verboten, Bestehende aufgelöst. Die

Münchner Handwerkerverbände nehmen bis zum Ende des 18. Jahrhunderts keine politischen

Funktionen mehr wahr. Durch eine straffe Gewerbeorganisation und -kontrolle stabilisiert der Rat

seine Position.

Februar 1611 – Das baierische Aberglaubens- und Hexenmandat geht in Druck

München * Abschließend wird das baierische Aberglaubens- und Hexenmandat dem

Hofratskanzler Dr. Johann Simon Wagnereckh zur abschließenden Kontrolle vorgelegt, bevor es

in der Druckerei der Anna Bergin wittib im Februar 1611 auf Papier gebracht wird.    Wie so oft,

handelt Hofratskanzler Wagnereckh auch hier wieder eigenmächtig. Das Werk geht in Druck,

bevor es Herzog Maximilian I. unterzeichnet hat - und damit nicht rechtskräftig ist. 

23. Oktober 1613 – Kaiser Matthias will ein drittes Liga-Direktorium

Wien * Kaiser Matthias will die katholische Liga mit der Einrichtung eines dritten

Liga-Direktoriums für Erzherzog Maximilian unter habsburgische Kontrolle bringen.

1785 – Planungen, die Au als Carlsvorstadt nach München einzugemeinden

München - Au * Um die Auer der polizeilichen und wirtschaftlichen Kontrolle der Stadt zu

unterwerfen entsteht der Plan die Au als Carlsvorstadt nach München einzugemeinden.

17. Juni 1805 – Ein wichtiger Schritt für die jüdische Gemeinde in München

München * Das „Regulativ über die Verhältnisse der hiesigen Judenschaft“ ist ein wichtiger Schritt

für die jüdische Gemeinde in München. Es stellt erstmals eine staatlich geregelte Eingliederung
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der Juden in das bürgerliche Leben dar, bleibt aber von starken Einschränkungen geprägt.  Das

Regulativ erlaubt jüdischen Familien die offizielle Niederlassung in München, begrenzt ihre Zahl

jedoch streng durch eine Judenmatrikel.     Anfangs dürfen nur 32 Familien und fünf Witwen

dauerhaft in der Stadt leben.   Auch Eheschließungen stehen unter staatlicher Kontrolle und sind

nur mit polizeilicher Genehmigung sowie ausreichendem Vermögen möglich.    Zugleich bringt

das Regulativ einige Verbesserungen:     Juden werden von diskriminierenden Sonderabgaben

wie Leib- und Pflasterzöllen befreit,   durften ihre Religion privat ausüben und einen eigenen

Friedhof anlegen.   Öffentliche Synagogen bleiben allerdings weiterhin verboten.   Zudem

erhalten jüdische Händler mehr Möglichkeiten zur Teilnahme am Wirtschaftsleben, allerdings

unter staatlicher Aufsicht.    Historisch markiert das Regulativ den Übergang von der bloßen

Duldung einzelner Juden hin zu einer staatlich anerkannten, aber streng kontrollierten jüdischen

Gemeinde. Es ist damit sowohl ein erster Schritt zur Emanzipation als auch ein Instrument

staatlicher Kontrolle. Gleichzeitig bildet es eine wichtige Grundlage für die spätere Entwicklung

der jüdischen Gemeinde Münchens und gilt als Vorläufer des Bayerischen Judenedikts von 1813.

28. Februar 1809 – Eine einheitliche Mass für Bayern 

München * Durch die territorialen Erweiterungen zu Beginn des 19. Jahrhunderts wächst Bayern

zu einem Königreich aus Regionen mit unterschiedlichen Traditionen und Wirtschaftssystemen

zusammen. Besonders unübersichtlich ist das Maßwesen: Schätzungen zufolge bestehen bis zu

93 verschiedene Flüssigkeitsmaße. Zwar heißen sie fast überall „Maß“, doch ihr Inhalt

unterscheidet sich erheblich. Im oberfränkischen Lauenstein fasst eine Maß knapp einen halben

Liter, im ehemals salzburgischen Laufen dagegen rund 1,6 Liter.   Diese Unterschiede

erschweren Handel, Besteuerung und Preiskontrolle. Am 28. Februar 1809 erlässt König Max I.

Joseph auf maßgebliche Initiative seines Reformministers Maximilian Joseph Freiherr von

Montgelas eine Verordnung zur Vereinheitlichung der bayerischen Maße und Gewichte. Als

verbindliche Norm für Flüssigkeiten dient künftig die Münchner Maß mit einem Inhalt von rund

1,069 Litern.   Zur Durchsetzung der neuen Regelung lässt die Regierung kupferne Messzylinder

mit dem bayerischen Staatswappen und der Aufschrift „BAIER. MAAS. 1809“ an Landgerichte,

Rentämter, Städte und Märkte versenden. Diese sogenannten Muttermaße sind amtliche

Vergleichs- und Eichgefäße. Als Trinkgefäße dürfen sie ausdrücklich nicht verwendet werden.

Mithilfe der Muttermaße stellen die örtlichen Behörden weitere geprüfte Gefäße her und

verbreiten sie in ihren Amtsbezirken.   Eine allgemeine Eichpflicht für die Trinkkrüge besteht

zunächst jedoch nicht. Viele Gäste bringen ihre eigenen Gefäße mit in das Wirtshaus. Neben

Holzkannen und Zinngefäßen kommen zunehmend große Krüge aus Steinzeug auf. Um 1820

entwickelt sich daraus die charakteristische Form des bayerischen Masskrugs.   Die neue Maß
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setzt sich allmählich im gesamten Königreich durch. Sie vereinheitlicht nicht nur den Ausschank,

sondern wird auch zu einem sichtbaren Zeichen für das Zusammenwachsen von Altbayern,

Franken und Schwaben. Obwohl die alte Maßeinheit 1872 durch den Liter ersetzt wird, bleibt ihr

Name erhalten: Bis heute bezeichnet die „Mass“ einen Liter Bier und gilt als Symbol bayerischer

Lebensart.

27. November 1809 – Das Ende der baierischen Herrschaft über Südtirol

Südtirol * Das Ende der baierischen Herrschaft über Südtirol zeichnet sich ab. Französische

Truppen haben die Kontrolle über das Gebiet südlich des Brenners und des Reschenpasses

übernommen.

20. März 1811 – Die Weinmüller-Schauspieltruppe wird der Hoftheater-Intendanz unterstell

München * König Max I. Joseph lässt die arbeitslos gewordene Weinmüller-Schauspieltruppe der

Hoftheater-Intendanz unterstellen. Die Hofmusik-Intendanz wird angewiesen, dem

Vorstadt-Theater seine Schauspieler und Dekorationen zur Verfügung zu stellen. Das

Unternehmen muss sich finanziell selbst tragen und sich „keines Zuschusses aus unserer

Staatscassa zu erfreuen haben“.&nbsp;       Damit hat der König zwei Ziele erreicht. Er will

einerseits ein etabliertes Theater für die mittleren Einkommensschichten schaffen   und

andererseits die bisher frei agierende Bühne unter die Kontrolle und Einflussnahme des Hofes zu

stellen.&nbsp;

10. Juni 1813 – Im Königreich Baiern tritt das Judenedikt in Kraft

München - Königreich Baiern * Das sogenannte „Baierische Judenedikt“ regelt erstmals

einheitlich die „Verhältnisse der jüdischen Glaubensgenossen im Königreiche Baiern“. Es stellt

einen wichtigen Schritt zur rechtlichen Eingliederung der Juden in den baierischen Staat dar,

enthält jedoch zugleich zahlreiche Einschränkungen.  Einerseits bringt das Edikt

Verbesserungen:     Juden erhalten mehr bürgerliche Rechte,   dürfen Grundbesitz erwerben und 

 werden stärker in das staatliche Leben integriert.     Das Edikt schafft zusätzlich die rechtliche

Grundlage für die Bildung jüdischer Kultusgemeinden sowie für die Einrichtung von

Gotteshäusern und Friedhöfen. Damit wird jüdisches Gemeindeleben offiziell anerkannt und

gefestigt.  Andererseits bleibt das Edikt stark von staatlicher Kontrolle geprägt. Besonders

bedeutend war das sogenannte Matrikelgesetz.     Für jede Gemeinde wird eine feste Höchstzahl
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jüdischer Familien festgelegt.   Nur wer eine Matrikelstelle besitzt, darf sich dauerhaft

niederlassen, heiraten und eine Familie gründen.   Viele junge Juden konnten deshalb keine

eigene Familie in ihrer Heimat gründen und sind zur Auswanderung gezwungen, häufig nach

Nordamerika.   Außerdem begünstigt das System wohlhabendere Familien, die leichter

Matrikelstellen sichern können.    Das Judenedikt ist einerseits ein Schritt zur rechtlichen

Konsolidierung und Emanzipation der jüdischen Bevölkerung, andererseits aber auch ein

Instrument zur Begrenzung und Kontrolle jüdischen Lebens in Baiern. 

Februar 1817 – Polizei fordert zentrale Kontrolle jüdischer Gottesdienste

München * Der Polizeidirektion sind die jüdischen Gottesdienste in privaten Betsälen verdächtig,

weshalb sie diese als „Geheimversammlungen“ oder „Winkelzusammenkünfte“ verdächtigten

Gottesdienste dauerhaft unterbinden will. Gottesdienste sollen künftig nur noch in einer offiziellen

„Schule“ stattfinden dürfen. Alle Nebenschulen und heimlichen Zusammenkünfte sind

einzustellen. Damit will die Polizei eine bessere Kontrolle der jüdischen Gemeinden

gewährleisten. 

1829 – In Wien entsteht die Privilegierte Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft

Wien * Nachdem das Osmanische Reich seine bisherige Kontrolle über die Donau verloren hat,

entsteht in Wien die Erste privilegierte Donau-Dampfschiffahrts-Gesellschaft.

1832 – Die Post wird dem Ministerium des Königlichen Hauses unterstellt

München * Die Post&nbsp;wird wieder dem Ministerium des Königlichen Hauses und des

Äußeren&nbsp;unterstellt. Aus Angst vor einer Revolution&nbsp;- in Frankreich findet im Jahr

1830 die „Julirevolution“ statt - will der Bayernherrscher die politische Kontrolle über die

Post&nbsp;ausüben.    Daran scheitert auch eine Privatisierung der Post, für die das Haus Thurn

und Taxis&nbsp;ein entsprechend großzügiges Angebot offeriert hatte.

9. September 1839 – Vorschriften für Kinderarbeit in Fabriken in Preußen

Berlin - Königreich Preußen * Das „Regulativ über die Beschäftigung jugendlicher Arbeiter in

Fabriken“ in Preußen tritt in Kraft.     Danach dürfen Kinder unter 17 Jahren erst dann arbeiten,

Münchner Zeitensprünge Seite 4/23



wenn sie nachweisen können, dass sie eine dreijährige Schulbildung genossen haben.

Unternehmer umgehen diesen Punkt jedoch leicht, wenn sie eine Fabrikschule führen. Diese sind

dann aber mehr Alibischulen.   Kinder unter 17 dürfen nicht mehr als zehn Stunden täglich

arbeiten. Die Ortspolizei kann jedoch die Arbeitszeit für maximal einen Monat erhöhen.   Zwei

Pausen von mindestens 15 Minuten und eine einstündige Mittagspause müssen eingeräumt

werden.   Sonntags- und Feiertagsarbeiten sowie die Nachtschicht ist für Kinder völlig verboten.  

Fabrikbesitzer haben Buch über die Kinder in ihren Unternehmen zu führen. Nichteinhaltung der

Vorschriften werden mit Geldstrafen geahndet.   Die Vorgaben gelten nicht für Arbeiterkinder in

der Landwirtschaft.     An das Gesetz zum Schutze der Fabrikkinder halten sich allerdings die

wenigsten Unternehmer. Das liegt zum einen an den noch nicht vorhandenen Gewerkschaften,

die sich für die Fabrikkinder einsetzen, zum anderen an der fehlenden Kontrolle. Selbst die

Geldstrafen sind so niedrig, dass sie nicht ernstgenommen werden.

1. Mai 1844 – Der Ausbruch der Münchner Bierrevolution 

München-Graggenau * Eigentlich soll dieser Tag für die Stadt ein besonderer Festtag werden: In

der Allerheiligen-Hofkirche vermählt Erzbischof Lothar Anselm von Gebsattel den

österreichischen Erzherzog Albrecht mit Prinzessin Hildegard von Bayern.   Noch während der

Trauungszeremonie wächst im „Maderbräu“ im Tal der Unmut über den erhöhten Bierpreis. Dort

sitzende Artilleriesoldaten und Fuhrleute beginnen zu protestieren. Ein zeitgenössischer Bericht

vermerkt, es seien „über den hohen Bierpreis verschiedene Aeußerungen“ gefallen, ohne diese

näher zu beschreiben. Anschließend heißt es: „Sie weigerten sich, mehr als sechs Kreutzer für

die Maaß zu bezahlen.“   Die Erklärungsversuche des Wirtes bleiben wirkungslos und heizen die

Stimmung weiter an. Die Aufständischen beginnen, „einige steinerne Maaßkrüge zu

zerschlagen“. Innerhalb kürzester Zeit schließen sich ihnen weitere Angehörige der arbeitenden

Bevölkerung an. Der Bericht schildert die Eskalation: „Es verging keine Viertelstunde, so waren in

genanntem Bräuhause alle Fenster und Krüge zerschlagen, Thüren und Kreutzstöcke aus den

Mauern gerissen und eine allgemeine Zerstörung aller Meublen in den Gastzimmern

angerichtet.“   Aus dem anfänglichen Streit über den Bierpreis entwickelt sich ein offener Aufruhr.

Der zeitgenössische Bericht stellt fest: „Nun wurde die Sache ernsthafter und nahm einen weit

schlimmeren Charakter als ein gewöhnlicher Bierexzeß an.“   Mit Steinen und Knüppeln

bewaffnet zieht die Menge zu weiteren Brauhäusern im Tal. Dort setzt sich die Zerstörung fort:

„Man zog, mit Steinen und Prügeln versehen, nach den anderen Bräuhäusern im Thal, und auch

hier wurde alles zerschlagen. Zum Einsprengen der geschlossenen Thüren bediente sich die

tobende Menge der Wagendeichsel – das Pflaster wurde aufgerissen, die stärksten Thorflügel

eingeschlagen. […] In der Zeit von ein und einer halben Stunde waren in sämtlichen Bräuhäusern
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der Stadt alle Fenster eingeschlagen, Thüren und Kreutzstöcke zertrümmert, Meubel und

Geräthschaften zerschlagen.“   Die herbeigerufenen Gendarmen sind nicht in der Lage, die

Ausschreitungen unter Kontrolle zu bringen.

30. Juli 1872 – Grundlage für die Durchführung der allgemeinen Wehrpflicht

München * Für das Königreich Bayern wird die Militärersatzinstruktion erlassen und damit das

Militär ausgebaut. Die wesentliche Neuerung ist, dass nicht mehr nach der Heimat des Pflichtigen

konskribiert wird, sondern die Kontrolle und Aushebung aufgrund von Geburtslisten und des

Aufenthaltsorts erfolgen. Damit ist gegenüber dem bisherigen Verfahren, welches die

Heimatzugehörigkeit in den Vordergrund stellte, eine einfachere und zuverlässigere Grundlage

für die Durchführung der allgemeinen Wehrpflicht geschaffen.

1878 – Von den Arbeitsbedingungen der Ziegeleiarbeiter

Berg am Laim - München-Haidhausen - Bogenhausen * Da die Padroni jenseits der Alpen bei

den Akkordanten komplette Arbeitstrupps anheuern, stellen sie anfangs auch keine Geräte zur

Verfügung. Das bedeutet, dass die Italiener Schaufeln und Hacken schleppen und selbst

Schubkarren und anderes Gerät über die Alpen schieben müssen.    An ihrem Arbeitsplatz in

München angelangt, liegt ihnen ausschließlich daran, durch möglichst viel Arbeit möglichst viel

Geld zu verdienen. Durch das Bezahlen von Akkordlöhnen entziehen sich die Italiener den

Kontrollen, die man zur überwachung der gesetzlichen Vorgaben eingeführt hat.    Frauen und

Kinder übernehmen die körperlich weniger schweren Tätigkeiten. Manchmal bilden Familien ein

Team, mit dem Stampadore“an der Spitze. Frau und Kinder haben ihm zuzuarbeiten und je

besser die einzelnen Arbeitsschritte koordiniert sind, desto besser ist auch das

Gesamtergebnis. Schon zehnjährige Buben verdingen sich als Handlanger. Die Mulis stehen an

der untersten Stelle der Hierarchie, haben den Mund zu halten und müssen einfach funktionieren.

   Zwar sieht die Reichsgewerbsordnung aus dem Jahr 1878 Bestimmungen zum Arbeitsschutz

für Kinder und Frauen vor, so eine Beschränkung der Arbeitszeit sowie das Verbot von körperlich

schwerer Arbeit. Doch die Verordnung wird in der Praxis unterlaufen und die Strafen sind so

lächerlich niedrig, dass sie wirkungslos bleiben. Wenn kontrolliert wird, dann, so ein resignierter

Fabrikinspektor, „[...] braucht sich der Jugendliche nur neben der [Arbeits-]Bank auf den Boden

zu setzen, um Jedermann ad oculos zu demonstrieren, daß er seine Ruhepause in echt

italienischer Weise feiert“.
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März 1887 – Überfüllte Halle am Rand des Krawalls 

München-Au * Während der Starkbiersaison ist die Halle des Salvatorkellers vollständig überfüllt.

Das Schreien und Toben nimmt derartige Ausmaße an, dass die Situation jederzeit außer

Kontrolle geraten kann.   Ein zeitgenössischer Bericht hält erleichtert fest, es sei ein Glück

gewesen, „dass unabsehbare Exzesse nicht stattgefunden haben“. Die befürchtete Eskalation

bleibt in diesem Jahr noch aus. Doch die angespannte Lage kündigt bereits die gewaltsame

„Salvatorschlacht“ des folgenden Jahres an. 

März 1889 – Mehr Polizei, elektrisches Licht und ein Zylinderverbot

München-Au * Die Verantwortlichen ziehen Konsequenzen aus der Salvatorschlacht des

Vorjahres. Während der Starkbiersaison wird der Ordnungs- und Überwachungsdienst auf dem

Nockherberg deutlich verstärkt. Elektrische Lampen sorgen zudem für eine bessere

Ausleuchtung des Salvatorkellers und sollen den Sicherheitskräften die Kontrolle der dicht

gedrängten Menge erleichtern.   Auch Zylinderhüte sind fortan verboten, da sie 1888 einen der

ersten Konflikte ausgelöst hatten. Wer mit einem Zylinder erscheint, muss ihn nach

zeitgenössischen Berichten am Eingang abgeben und gegen einen Papierhut eintauschen. Damit

soll das sogenannte „Zylinder-Eintreiben“ [= Zusammendrücken] verhindert und ein möglicher

Anlass für neue Schlägereien beseitigt werden. 

17. Februar 1892 – Der Bau von zwei Gemeindelinien

München * Die Münchner Trambahn-AG wird unter die Kontrolle der Stadt gebracht. Gleichzeitig

beginnt man mit dem Bau von zwei Gemeindelinien. Zur Aufsicht der zwei Gemeindestrecken

wird vom Magistrat ein Trambahn-Ausschuss als Verwaltungsrat gebildet. 

1900 – Der „einsichtige Bierkrug“ kommt auf 

München * Gegen Ende des 19. Jahrhunderts erhalten die traditionellen Steinzeugkrüge

Konkurrenz durch gläserne Bierkrüge. Diese sogenannten „einsichtigen Bierkrüge“, in München

auch als „Isarseidel“ bekannt, erlauben Gästen und Wirten erstmals eine unmittelbare Kontrolle

der ausgeschenkten Menge.   Beim undurchsichtigen Steinzeugkrug lässt sich von außen nicht

erkennen, ob das Bier tatsächlich bis zum Eichstrich reicht. Der Glaskrug macht dagegen sowohl

den Füllstand als auch mögliche Verunreinigungen sichtbar. Zudem lässt er sich leichter
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kontrollieren und reinigen.

15. März 1905 – Das Deutsche Reich will Marokkos Wirtschaftsinteressen verteidigen

Berlin * Reichskanzler&nbsp;Bernhard von Bülow gibt im Reichstag&nbsp;bekannt, dass das

Deutsche Reich&nbsp;Schritte zur Verteidigung der Wirtschaftsinteressen in Marokko

unternehmen wird. Dabei hatte Deutschland bis dahin niemals Einwände gegen die von

Frankreich ausgeübte Kontrolle des Militärs, der Polizei, der Verwaltung, der Banken und des

Handels in Marokko erhoben.&nbsp;

7. April 1906 – Die Internationale Konferenz im spanischen Algeciras endet

Algeciras * Die Internationale Konferenz&nbsp;im spanischen Algeciras endet. Auf der Konferenz

wird zwar die Souveränität Marokkos&nbsp;formell anerkannt. Doch die Polizei in den

marokkanischen Häfen und das Bankwesen darf Frankreich gemeinsam mit Spanien verwalten.

Deutschland erhält keinen Zugriff auf diese Kontrollen Marokkos. &nbsp;    Damit hat Frankreich

sein Hauptziel erreicht, während das Deutsche Reich&nbsp;aufgrund seines aggressiven

Vorgehens immer mehr an Ansehen verliert und zusehends in die außenpolitische Isolierung

treibt. &nbsp;  Auch für die sich bildende marokkanische Unabhängigkeitsbewegung stellte das

Konferenzergebnis eine Niederlage dar.&nbsp;

13. März 1912 – Bulgarien, Serbien, Griechenland, Montenegro gründen den Balkanbund

Sofia - Belgrad - Athen - Montenegro * Bulgarien, Serbien, Griechenland und Montenegro

gründen den Balkanbund. Ihr gemeinsames Ziel ist        die Verdrängung des Osmanischen

Reiches vom Balkan und die Aufteilung seiner verbliebenen europäischen Provinzen.    

Federführend ist Russland, das sich als Patron der Balkanvölker versteht und damit die Kontrolle

über die Meerengen des Schwarzen Meeres erhalten will.     Das beunruhigte Frankreich wird von

Russland mit der Aussage beschwichtigt, dass sie die Balkanstaaten kontrollieren kann. 

1913 – Faulhabers Kampf gegen die Geburtenkontrolle

Speyer * Der Bischof von Speyer, Michael von Faulhaber, bezeichnet die

Empfängnisverhütung als „die eigentliche Todsünde unserer Zeit“. Er meint, dass sich „keine
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Religionsgemeinschaft [...] der Seuche des Geburtenrückgangs so kraftvoll erwehren [wird] wie

die katholische Kirche“.

30. Mai 1913 – Der Erste Balkankrieg ist beendet

London * Nach vernichtenden Niederlagen muss die Türkei unter Vermittlung der europäischen

Großmächte den Londoner Vertrag unterzeichnen, der den Ersten Balkankrieg beendet.         Die

Osmanen verzichten darin auf alle europäischen Gebiete;   der Kretische Staat vereinigt sich

offiziell mit Griechenland.     Die Türkei behält aber - sehr zum Ärger Russlands - die Kontrolle

über die Meerengen.        Durch die Schaffung des Staates Albanien erhält Serbien den

ersehnten Zugang zur Adria aufgrund einer Forderung Österreich-Ungarns nicht.

1. August 1914 – München wird zur Drehscheibe der bayerischen Truppenverladung

München * München, das nach Berlin die zweitgrößte Garnison im Deutschen Reich besitzt, wird

zur Drehscheibe der bayerischen Truppenverladung. Einberufene und Kriegsfreiwillige strömen

hier zusammen.  Auf den Münchner Bahnhöfen, die unter militärische Kontrolle stehen, herrscht

riesiger Trubel; alleine am Hauptbahnhof verkehren täglich bis zu 700 Züge.

1. August 1914 – König Ludwig III. gibt die Mobilmachung bekannt

München-Maxvorstadt * Gegen 19:30 Uhr tritt der greise König Ludwig III. auf den Balkon

des Wittelsbacher Palais und gibt die Mobilmachung bekannt. Jubelnd und hüteschwenkend

versammeln sich begeisterte Bürger, die den Kriegsausbruch feiern.    Der versammelten

Menschenmenge ruft er zu, er sei zuversichtlich, dass sich seine Soldaten „im Verein mit ihren

deutschen Bundesgenossen ebenso wie vor 44 Jahren tapfer schlagen werden und [er] hoffe zu

Gott, er möge sie ehrenvoll mit Sieg gekrönt wieder in die Heimat zurückkehren lassen“.    Als

erster Mobilmachungstag wird der 2. August bestimmt. Die vollziehende Gewalt geht damit von

den Zivilbehörden auf die kommandierenden Generale der drei bayerischen Armeekorps in

München, Nürnberg und Würzburg über. In der Pfalz übernimmt der Kommandeur der 3. Division

diese Aufgabe. Auch die öffentliche Sicherheit wird den Militärbefehlshabern anvertraut.    Für die

bayerische Regierung sind weitreichende Anordnungen der Militärs auch dann „statthaft, wenn

sie im Widerspruch mit bestehenden Gesetzen stehen und sich nicht auf einen gesetzlichen

Vorbehalt gründen“. Damit ist das öffentliche Leben weitgehend unter militärischer Kontrolle.
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8. März 1917 – In Petrograd beginnt die eigentliche Revolution

Petersburg * In Petrograd beginnt die eigentliche Revolution. In den Putilow-Werken wird erneut

gestreikt, die Streikenden demonstrieren für eine bessere Versorgung, vor allem mit Brot. Gegen

14 Uhr treten die Arbeiterinnen in der Fabrik Ayvas ebenfalls in den Ausstand. Sie demonstrieren

gegen die Brotknappheit und für die Rückholung ihrer Männer von der Front. Den protestierenden

Frauen schließen sich im Laufe des Tages rund 130.000 Arbeiter an.    Dabei schlagen die

Kundgebungen ins Politische um: „Weg mit der Monarchie! Schluss mit dem Krieg!“ steht auf den

Transparenten. Die Lage in Petrograd gerät immer mehr außer Kontrolle. Es kommt zu den

ersten schweren Zusammenstößen zwischen streikenden Arbeitern und dem Militär.     Sehr

schnell gibt es in den Betrieben Wahlen zu Arbeiterräten. Eine Form der Selbstorganisation, die

die Arbeiter schon im Jahr 1905 entwickelt hatten. Daraus entstehen in der Folge Arbeiter- und

Soldatenräte im ganzen Land.

19. April 1918 – Zwangsaufenthalt  für Josef Sontheimer

München - Traunstein * Das Stellvertretende Generalkommando untersagt Josef Sontheimer den

Aufenthalt in München.&nbsp;Für ihn wird ein Zwangsaufenthalt in Traunstein unter militärischer

Kontrolle angeordnet.&nbsp;

23. April 1918 – Erneut eine Reform zur Verhältniswahl abgelehnt

München-Kreuzviertel * Der Antrag der Sozialdemokraten und der Liberalen, die Kammer der

Abgeordneten nach dem Verhältniswahlsystem wählen zu lassen, kommt für die bayerische

Regierung zur Unzeit.    Heinrich Held, der Führer der Zentrumsfraktion, lehnt den Vorschlag ab,

da das Verhältniswahlrecht zwei Nachteile habe:       Es zerstört die Beziehungen zwischen den

verschiedenen Ständen und ihren parlamentarischen Vertretern und   das System wäre darauf

ausgerichtet, dass die parlamentarische Kontrolle in den Händen professioneller Parteipolitiker zu

liegen käme.      Die Zentrumspartei will die Verhältniswahl nur in einigen großen Städten

Bayerns, und nur auf der Grundlage der Volkszählung von 1910 zulassen. Auf 42.000 Einwohner

sollte ein Abgeordneter gewählt werden.    Die MSPD lehnt den Zentrums-Vorschlag als

unzulänglich ab und will die Regelung auf das gesamte Staatsgebiet ausdehnen. Sie fordert eine

durchgreifende Neueinteilung der Wahlkreise, um so das fehlende Gleichgewicht zwischen Stadt

und Land herzustellen.    Die bayerische Regierung stellt sich auf die Seite des Zentrums,

weshalb die Wahlrechtsreform erneut abgelehnt wird. 
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26. Oktober 1918 – Kaiser Wilhelm II. verkündet den Übergang zur parlamentarischen Monarchie

Berlin * Kaiser Wilhelm II. verkündet den Übergang zur parlamentarischen Monarchie. Die

Kommandogewalt geht nun vom Kaiser auf den Reichskanzler als Chef der Regierung über,

der künftig seinerseits der Kontrolle durch den Reichstag unterworfen ist. Eine

Gewerkschaftszeitung schreibt: „Herrlich, es ist das eingetreten, was unsere Alten verheißen

haben!“ 

7. November 1918 – Das Teilnahmeverbot der Soldaten wird zurückgenommen

München-Theresienwiese * Die Unabhängige Sozialdemokratische Partei - USPD hat zu einer

Kundgebung auf die Theresienwiese eingeladen. Um die Kontrolle über die Münchner

Arbeiterschaft nicht ganz zu verlieren, haben sich die Gewerkschaften und die MSPD dieser

Einladung angeschlossen.   Soldaten ist zunächst die Teilnahme an der Versammlung von der

Stadtkommandatur verboten worden. Zwei MSPD-Abgeordnete, darunter Erhard Auer,

veranlassen, dass die Anordnung durch Kriegsminister Philipp von Hellingrath aufgehoben wird.

Soldaten, die keinen Dienst haben, wird erlaubt, die Kaserne zu verlassen. Ein Teil der Soldaten

wird als Bereitschaft zurück behalten. 

8. November 1918 – Eine Provisorische Bayerische Regierung wird gebildet

München-Kreuzviertel * Um 15:38 Uhr tritt der Provisorische Nationalrat des Volksstaatse

Bayern zu seiner zweiten Sitzung zusammen, um eine Provisorische Bayerische Regierung zu

wählen.    Eisner schlägt folgende Zusammensetzung der Regierung vor:      Das Ministerium des

Äußeren und damit das Präsidium übernimmt Kurt Eisner selbst.    Vizepräsident und

Kultusminister wird der Mehrheitssozialdemokrat Johannes Hoffmann.    Ebenfalls MSPD sind der

Minister für militärische Angelegenheiten, Albert Roßhaupter,   und der Justizminister Johannes

Timm.    Das Innenministerium erhält der Vorsitzende der bayerischen

Mehrheitssozialdemokraten, Erhard Auer.    Das Verkehrsministerium überträgt Eisner einem

bürgerlichen Fachmann: Heinrich von Frauendorfer.    Das Ministerium der Finanzen vertraut

Eisner dem Professor für Staatswissenschaften, Edgar Jaffé an, der den Unabhängigen nahe

steht.    Das neu geschaffene Ministerium für soziale Angelegenheiten leitet der Unabhängige

Sozialdemokrat Hans Unterleitner.      Die Benennung Erhard Auers zum Innenminister ruft neben

Beifall auch Unmutsäußerungen hervor. Bei der Abstimmung erhält Auer eine überwiegende

Mehrheit.  Eisner will mit Auers Ernennung seinen schärfsten Gegner unter Kontrolle

bringen. Daneben ist ihm bewusst, dass die MSPD die Nichtbesetzung des Innenministeriums mit
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ihrem Vorsitzenden als Affront empfunden und sich möglicherweise mit der Bourgeoisie gegen

die Revolutionsregierung verbünden würde. Auer dagegen kann der MSPD dadurch den Einfluss

auf die kommenden Ereignisse sichern.    Das Landwirtschaftsministerium wollte Eisner

ursprünglich mit einem revolutionären Bauernbündler besetzen. Doch das kann Erhard Auer

verhindern. Es wird nicht gebildet, da der MSPD-ler darin eine Beschneidung seines

Ressorts sieht und er dem Eisner-nahen Bayerischen Bauernbund - BBB kein zusätzliches

Machtinstrument an die Hand geben will. 

19. November 1918 – Der Revolutionäre Arbeiterrat fordert Rechte

München * Der Revolutionäre Arbeiterrat hat ebenfalls einen Entwurf für die Richtlinien für die

Arbeiter- und Bauernräte erarbeitet. Er befasst sich hauptsächlich mit der Arbeit und der Stellung

der Spitzengremien der bayerischen Räte.    Der Zentralarbeiterrat soll gemeinsam mit den

Bauern- und Soldatenräten die revolutionäre Macht darstellen, aber - und das ist abgestimmt mit

Innenminister Erhard Auer - keine Vollziehungsgewalt haben.    Dafür fordert der

Zentralarbeiterrat aber eine dauernde Kontrolle über die Tätigkeit der Minister und der

Ministerien, indem er in jedes Ministerium einen Volkskommissar entsendet. Dieser soll mit

umfassenden Beteiligungs- und Initiativrechten ausgestattet werden. 

18. Dezember 1918 – Der Räte-Kongress beschließt die Hamburger Punkte

Berlin * Im Ersten Allgemeinen Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands kommt es

zu einer Debatte über die von den protestierenden Soldaten der Volksmarinedivision vom Vortag

vorgetragenen Punkte.    Durch die sogenannten Hamburger Punkte steht das deutsche Militär

vor einem demokratischen Neubeginn wie noch nie vor diesem 18. Dezember. Die sieben Punkte

werden nahezu einstimmig vom Kongress beschlossen:       Die Kommandogewalt über Heer und

Marine üben die Volksbeauftragten unter Kontrolle des Vollzugsrats aus.   Als Symbol der

Zertrümmerung des Militarismus und der Abschaffung des Kadavergehorsams wird die

Entfernung aller Rangabzeichen und des außerdienstlichen Waffentragens angeordnet.   Für die

Zuverlässigkeit der Truppenteile und für die Aufrechterhaltung der Disziplin sind die Soldatenräte

verantwortlich. Der Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte ist der Überzeugung, dass die

unterstellten Truppen den selbstgewählten Soldatenräten und Vorgesetzten im Dienste den zur

Durchführung der Ziele der sozialistischen Revolution unbedingt erforderlichen Gehorsam

erweisen. Vorgesetzte außer Dienst gibt es nicht mehr.   Entfernung der bisherigen Achselstücke

usw. ist ausschließlich Angelegenheit der Soldatenräte und nicht einzelner Personen.

Ausschreitungen schädigen das Ansehen der Revolution und sind zur Zeit der Heimkehr unserer
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Truppen unangebracht.   Die Soldaten wählen ihre Führer selbst. Frühere Offiziere, die das

Vertrauen ihrer Truppenteile genießen, dürfen wiedergewählt werden.   Offiziere der militärischen

Verwaltungsbehörden und Beamte im Offiziersrange sind im Interesse der Demobilisierung in

ihren Stellungen zu belassen, wenn sie erklären, nichts gegen die Revolution zu unternehmen.   

Die Abschaffung des stehenden Heeres und die Errichtung der Volkswehr sind zu

beschleunigen. 

21. Dezember 1918 – Ein umfangreicher Schleichhandel wird aufgedeckt

München * Bei Kontrollen am Hauptbahnhof und in der Innenstadt wird ein umfangreicher

Schleichhandel mit Butter, Fleisch und Gemüse aufgedeckt. 

13. Februar 1919 – Reichskanzler Philipp Scheidemann stellt das Regierungsprogramm vor

Weimar * Reichsministerpräsident Philipp Scheidemann stellt das Arbeitsprogramm der neuen

Reichsregierung vor. Es beinhaltet:&nbsp;       den sofortigen Friedensschluss,   die

Demokratisierung der Verwaltung,   die Schaffung eines demokratischen Volksheeres,   die

öffentliche Kontrolle privatmonopolistischer Wirtschaftszweige,   die Sozialisierung der Bergwerke

und der Energiebetriebe,   die verschärfte Erfassung der Kriegsgewinne und   soziale

Verbesserungen.&nbsp;

5. März 1919 – Die Schlacht am Alexanderplatz beginnt

Berlin * Am Nachmittag beginnt die Schlacht am Alexanderplatz. Sie dauert bis zum 6. März. Es

geht bei diesem Feuergefecht um das Polizeipräsidium. Über die genauen Hintergründe der

Auseinandersetzung gibt es verschiedene, vollkommen unterschiedliche Aussagen.    Tatsache

ist, dass drei bewaffnete Truppen in der Nähe des Polizeipräsidiums am Alexanderplatz

aufeinander treffen:       die Regierungstruppen unter General Walther von Lüttwitz,   die

Republikanische Sicherheitswehr und   die übrig gebliebenen Reste der Volksmarinedivision.     

Die Schuld für den Ausbruch der Kämpfe wird in den Zeitungen - je nach politischer Couleur - der

jeweils anderen Seite zugewiesen.    Die Schlacht endet, nachdem die regierungsnahen Truppen

die Kontrolle über das Polizeipräsidium und dessen Umgebung übernehmen können. Dennoch

müssen ein Toter und fünf Schwerverwundete hingenommen werden. 
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13. März 1919 – Bayern will in der Sozialisierungsfrage mit Sachsen zusammenarbeiten

München - Sachsen * Der Zentralrat sendet ein Telegramm an den sächsischen Zentralrat, der

dortigen Regierung und der Volkskammer zur Vollsozialisierung. Er will die vollständige Kontrolle

über die Rohstoffe und die Energieverwendung sowie ihre endgültige Verwertung in Angriff

nehmen. Der Zentralrat schlägt eine&nbsp;       enge Zusammenarbeit mit der sächsischen

Volkskammer vor, die zuvor die Regelung der Produktion und Verteilung planmäßig nach

sozialistischen Grundsätzen zu regeln beschlossen hatte und   für den 16. März ein Treffen der

Kenner der Sozialisierungsfragen beider Länder vor.&nbsp;

17. März 1919 – Johannes Hoffmann (SPD) einstimmig zum Ministerpräsidenten gewählt

München-Kreuzviertel * Der Bayerische Landtag tritt unter erhöhten Sicherheitsmaßnahmen zu

seiner ersten Sitzung seit dem 21. Februar zusammen. Die Abgeordneten müssen nacheinander

vier Leibesvisitationen und Ausweiskontrollen über sich ergehen lassen.   Eine neue Regierung

unter dem Vorsitz des Mehrheitssozialdemokraten Johannes Hoffmann wird eingesetzt und mit

einem Ermächtigungsgesetz mit umfangreichen Vollmachten ausgestattet.   Johannes Hoffmann

wird auf der Basis des noch von Kurt Eisner vorbereiteten Vorläufigen Staatsgrundgesetzes vom

17. März 1919 zum Ministerpräsidenten des Freistaats Bayern gewählt. Er wird deshalb auch als

erster parlamentarischer, also vom Vertrauen des gewählten Landtags getragener

Ministerpräsident bezeichnet. Aus diesem Grund ist - bis zum heutigen Tag -  in der Bayerischen

Staatskanzlei in der Galerie der Ministerpräsidenten kein Bild von Kurt Eisner aufgenommen

worden.   Der Landtag nimmt das vorläufige Staatsgrundgesetz des Freistaates Bayern an.

Darunter das Gesetz über die Aufhebung des bayerischen Adels. 

23. März 1919 – Einführung der Betriebsräte auf SPD-Konferenz beschlossen

Weimar * Die SPD-Parteikonferenz beschließt die Einführung der Betriebsräte:       „Zur

Mitwirkung an Sozialisierungsmaßnahmen, zur Kontrolle sozialistischer Betriebe, zur

Überwachung der Gütererzeugung und Verteilung im gesamten Wirtschaftsleben sind gesetzlich

geordnete Arbeitervertretungen zu schaffen.    In dem zu diesem Zweck schleunigst zu

schaffenden Gesetz sind Bestimmungen zu treffen über die Wahl und Aufgaben von Betriebs-,

Arbeiter- und Angestelltenräten, die bei der Regelung der allgemeinen Arbeitsverhältnisse

gleichberechtigt mitzuwirken haben.    Es sind weiter Bezirksarbeiterräte und ein

Reichsarbeiterrat vorzusehen, die vor dem Erlass wirtschaftlicher und sozialpolitischer Gesetze

ebenso wie die Vertretungen aller übrigen schaffenden Stände gutachtlich zu hören sind und
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selbst Anträge auf Erlass solcher Gesetze stellen können.    Die entsprechenden Bestimmungen

sind in der Verfassung der deutschen Republik festzulegen.“&nbsp;

4. April 1919 – Eine weitere geheime Beratung zur Räterepublik

München-Maxvorstadt * Um 22 Uhr findet eine erneute Besprechung im Militärministerium in der

Ludwigstraße statt. Diesmal ist der Personenkreis auf 100 bis 150 angewachsen.       Der

Bauernführer Karl Gandorfer erklärt unter welchen Bedingungen die Bauern der Einführung eine

Räterepublik zustimmen können.&nbsp;   Die verspätet eintreffende Delegation der KPD will

diese Form der Räterepublik nicht anerkennen, da die Massen selbst über die Räterepublik

entscheiden müssten. Die Haltung der Kommunisten ruft Erstaunen hervor, weil sie bislang die

Räterepublik am lautesten forderten.&nbsp;   Auch jetzt werden noch keine Beschlüsse

gefasst.&nbsp;      Die geheime Zusammenkunft wird durch den Zentralratsvorsitzenden Ernst

Niekisch geleitet. Er befindet sich in einem Dilemma, denn einerseits befürwortet er den

Rätegedanken, andererseits will er im Interesse von Ruhe und Ordnung die Räterepublik

verhindern.    Zur Überraschung aller erklärt ausgerechnet Johannes Hoffmanns Stellvertreter

Ernst Schneppenhorst, dass er eine Räterepublik zum jetzigen Zeitpunkt für die beste aller

Lösungen hält. Der bayerische Militärminister will zwei Tage Bedenkzeit, um die Frage der

Räterepublik mit der SPD-Parteibasis zu besprechen.    Welche Motivation liegt hinter

Schneppenhorsts Vorschlag? Sein Hauptziel ist die Machterhaltung der SPD. Zudem will er die

Kommunisten unter seine Kontrolle bringen.&nbsp;Er möchte den Räten ihre eigene

Regierungsunfähigkeit vor Augen führen, um sie dann, mit einem Militärputsch der Münchner

Garnison, die er wenigstens teilweise in der Hand hat, schnell und möglichst schmerzlos zu

beseitigen. Er und die Regierung Hoffmann wollen die Räte nicht nur schnell, sondern vor allem

in eigener Regie, ohne die von Noske und Epp angebotenen außerbayerischen Freikorps und

Regierungstruppen, loswerden.&nbsp;

7. April 1919 – Der Revolutionäre Zentralrat proklamiert die Räterepublik

München * In Zeitungen und auf Flugblättern proklamiert der Revolutionäre Zentralrat die

Räterepublik.&nbsp;Der Landtag wird als „aufgelöst“ erklärt. Das von ihm eingesetzte Ministerium

sei zurückgetreten. (Was nicht stimmt.)&nbsp;Außerdem wird erklärt, dass die gesamte

öffentliche Gewalt und die Kontrolle der Verwaltungen durch die Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte übernommen wird.&nbsp;
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13. April 1919 – Das Regierungsprogramm der Kommunistischen Räterepublik

München - Freistaat Bayern * Die Proklamation der Zweiten Räterepublik ist ein aussichtsloses

Unterfangen, denn Münchens Isolation in Gesamtbayern ist noch weiter gestiegen und von

außen ist keine Unterstützung zu erwarten, da die Reichsregierung Herr der militärischen Lage

ist. Eine vage Hoffnung verbindet sich allenfalls mit Aufständen in Österreich.       Eugen Leviné

will ein revolutionäres Exempel statuieren, den „Massen Anschauungsunterricht geben, ihnen

zeigen, wie eine Räterepublik aufgebaut wird“, und hofft, auch eine niedergeschlagene

Räterepublik würde weitere Emanzipationsversuche herausfordern.   Gegenüber ihrer

Vorgängerin bemüht sich die kommunistische Räteregierung mit Hochdruck um die

Verwirklichung der Diktatur des Proletariats.   Ihr geht es nicht um die bloße Übernahme der

Gewalt, sondern um die Zerschlagung des bestehenden Staatsapparates. Vorrang besitzt die

Bildung eines eigenen Behördenapparates mit verschiedenen Kommissionen und die Schaffung

einer Roten Armee.   Zur Abwehr gegenrevolutionärer Putschvorhaben tritt bis zum 23. April ein

Generalstreik in Kraft.   Das gesamte Bankwesen wird unter der Leitung von Emil Maenner und

Towia Axelrod nationalisiert,   die Gewerbe- und Industriebetriebe vorerst nicht sozialisiert, aber

der Kontrolle der Betriebsräte unterstellt.   Mit drakonischen Strafandrohungen wird versucht,

gegen Plünderer und „Revolutionsschmarotzer“ vorzugehen.   Die bürgerliche Presse wird

verboten. Während des Generalstreiks erschienen allein die kostenlos verteilten „Mitteilungen des

Vollzugsrates der Betriebs- und Soldatenräte“.      Trotz großer Anstrengungen bleiben auch die

Herrschaftsorgane der Zweiten Räteregierung weitgehend ineffizient - es fehlt an zuverlässigen

Kräften und der Zeitdruck ist groß.&nbsp;

18. April 1919 – Die Betriebsräte kontrollieren die Leitung der Betriebe

München * Der Aktionsausschuss der Betriebs- und Soldatenräte beschließt „Leitsätze für die

Geschäftskontrolle durch Betriebsräte“.&nbsp;Die Betriebsräte kontrollieren die Leitung der

Betriebe vollständig. Jedes Mitglied des Betriebsrates ist jederzeit durch die Belegschaft

abwählbar.&nbsp;

29. März 1924 – Das Bayerische Konkordat - ein Staatsvertrag

München * Durch die Revolution&nbsp;und der damit verbundenen veränderten Staatsform wird

dem Staatskirchentum&nbsp;das Fundament entzogen.&nbsp;Deshalb versucht die katholische

Kirche seit dem Jahr 1920 vergeblich, einen Staatsvertrag&nbsp;- ein Konkordat&nbsp;- mit den

Vertretern der Weimarer Republik&nbsp;zu schließen, mit dem ihre Stellung im Staat fest definiert
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wird.    Nachdem sich dieser Weg so nicht realisieren lässt, beginnt der päpstliche

Nuntius&nbsp;in München, Eugenio Pacelli, der spätere Papst Pius XII., gemeinsam mit

Kardinal&nbsp;Michael von Faulhaber, mit dem republikanischen Freistaat Bayern&nbsp;ein

Konkordat&nbsp;abzuschließen.&nbsp;Das bayerische Konkordat       sichert der Kirche nach

Außen den Schutz durch den Staat&nbsp;zu und   gibt ihr gleichzeitig die völlige Unabhängigkeit

nach Innen.   Die Ernennung und Abberufung von Professoren&nbsp;an den theologischen

Fakultäten der Universitäten&nbsp;und der Religionslehrer an den höheren

Schulen&nbsp;obliegen nun allein den Bischöfen, die wiederum nur vom Papst ernannt werden.  

Der Religionsunterricht&nbsp;wird zum Hauptfach&nbsp;an den Schulen erklärt und die

Bekenntnisschule zur Regelschule&nbsp;gemacht. &nbsp;   Schulgebet und

Schulgottesdienste&nbsp;werden staatsrechtlich abgesichert.   Weiter wird festgelegt, dass der

Freistaat Bayern&nbsp;feste Beträge an die Kirche abzutreten und bei finanziellen Notlagen die

Kirche zu unterstützen hat.   Der Steuerzahler finanziert die Gehälter und Wohnungen der

Geistlichen, ihre Ruhestandsgelder, Gebäude usw. &nbsp;   Die katholische Kirche in Bayern

lässt sich ihre Ausgaben zu einem großen Teil vom Staat zahlen, ohne gleichzeitig dessen

Kontrolle dulden zu müssen. Dazu wird die Kirchensteuer&nbsp;festgeschrieben. &nbsp;      Das

„bayerische Konkordat“ hat Vorbildfunktion für weitere Abkommen zwischen Staat und

Kirche.&nbsp;

1926 – Der erste Bugatti Royale Typ 41 wird hergestellt

Molsheim * Der erste Bugatti Royale (Chassis 41-111) wird hergestellt. Die Konstruktion des Typs

41 führt Jean Bugatti aus, Ettore Bugattis Sohn.    Wie damals im Luxuswagen-Markt üblich,

liefert die Firma Bugatti nur das Rolling Chassis, also, das Fahrgestell mit allen Komponenten

samt Motor und Kühlergrill, während die Gestaltung des Aufbaus unabhängigen

Karosseriebauunternehmen überlassen wird.    Ettore Bugatti behält jedoch die Kontrolle über

sein Projekt, indem er die Lieferung des Chassis von seiner Zustimmung zum ausgewählten

Karosseriebauer und zum Karosserie-Entwurf abhängig macht:  Nur die angesehensten Firmen

und die geschmackvollsten Aufbauten sollen für seinen Royale gut genug sein.  Jean Bugatti

zeichnet einige dieser Entwürfe. 

28. Februar 1933 – Die Reichstagsbrandverordnung wird erlassen

Berlin * Die Verordnung des Reichspräsidenten Hindenburg „Zum Schutz von Volk und Staat“, die

sogenannte Reichstagsbrandverordnung wird erlassen. Damit werden unter anderem

Grundrechte außer Kraft gesetzt und willkürliche polizeiliche Schutzhaft ohne richterliche
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Kontrolle ermöglicht.

März 1933 – Das Künstlerhaus unter nationalsozialistischer Herrschaft

München-Kreuzviertel * Mit der Machtübernahme der Nationalsozialisten im Jahr 1933 beginnt

auch für das Münchner Künstlerhaus ein tiefgreifender Einschnitt. Im Zuge der sogenannten

Gleichschaltung werden unabhängige Vereine und kulturelle Institutionen aufgelöst oder unter die

Kontrolle des NS-Regimes gestellt.  Als freier Zusammenschluss von Künstlern und

Kulturschaffenden entspricht der Künstlerhaus-Verein nicht den kulturpolitischen Vorstellungen

der Nationalsozialisten. Sie verfolgen das Ziel, Kunst und Kultur vollständig in den Dienst ihrer

Ideologie zu stellen.   Das Künstlerhaus verliert seine Unabhängigkeit und wird für regimetreue

Ausstellungen und propagandistische Veranstaltungen genutzt. Jüdische Künstlerinnen und

Künstler sowie politisch missliebige oder als „entartet“ diffamierte Kunstschaffende werden

ausgeschlossen, verfolgt oder zur Emigration gezwungen. Damit endet der ursprünglich offene

und pluralistische Charakter des Künstlerhauses.

April 1933 – Gleichschaltung und Anpassung der Kammerspiele

München-Graggenau * Mit der Machtübernahme der Nationalsozialisten im Jahr 1933 geraten

auch die Münchner Kammerspiele unter den Einfluss der neuen Kulturpolitik. Wie alle

bedeutenden Theaterinstitutionen werden sie schrittweise gleichgeschaltet. Jüdische

Künstlerinnen und Künstler sowie politisch missliebige Mitarbeiter müssen das Haus verlassen,

während die Spielpläne zunehmend staatlicher Kontrolle unterliegen.  Trotz dieser Anpassung

entwickeln sich die Kammerspiele jedoch nicht zu einem Vorzeigetheater nationalsozialistischer

Propaganda. Im Vergleich zu anderen Bühnen werden offen ideologische Propagandastücke hier

nur selten aufgeführt. Stattdessen prägen vor allem Klassiker, literarische Werke und weitgehend

unpolitische Stoffe das Programm. Die Kammerspiele bewegen sich damit in einem

Spannungsfeld zwischen politischer Anpassung, institutionellem Fortbestand und dem Bemühen,

wesentliche Teile ihres künstlerischen Profils zu bewahren.

1951 – Der ADAC spricht sich gegen Geschwindigkeitskontrollen aus

München * Der ADAC spricht sich gegen Geschwindigkeitskontrollen der Polizei und die

Verfolgung der Raser aus.
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2. Februar 1955 – Wir sind die Cowboys von der Nockher-Ranch

München-Au * Der Cowboy Club München Süd&nbsp;bittet um Baugenehmigung für ein

Behelfsclubheim.&nbsp;Auf dem der Öffentlichkeit nicht zugänglichen Grundstück von Frau Ida

Krone, „da dadurch das bisher durch Lausbubenstücke und von lichtscheuen Elementen

heimgesuchte Gelände unter schärfere Kontrolle fällt und der Rasen und Baumbestand gepflegt

wird.&nbsp;Korrektes und ruhiges Verhalten wird die Nachbarschaft nicht belästigen“. In einer

Ranch&nbsp;will der Verein einen Clubraum, einen Museumsraum&nbsp;für die wertvolle

Sammlung und einen Bibliotheksraum&nbsp;verwirklichen.    Die

Cirkus-Krone-Verwaltung&nbsp;genehmigt dem Cowboy-Club&nbsp;die Grundstücksnutzung für

seine sportlichen und ideellen Zwecke, bis zum beabsichtigten Verkauf des Areals.&nbsp;Seither

beherrschen Winnetou und Old Shatterhand den ehemaligen Schmederer-Garten. Eine alte

Wehrmachtsbaracke&nbsp;wird mit Hilfe der Pschorrbrauerei&nbsp;und hoher Eigenleistung zur

Ranch&nbsp;umgebaut.&nbsp;„Jeden Samstag und Sonntag sind 15 bis 20 Mann ganztägig

da.&nbsp;Rund 2.000 Arbeitsstunden werden freiwillig und gern von den Clubmitgliedern

geleistet.“&nbsp;    In der Ranch&nbsp;befindet sich der kostbarste Besitz des C.C.M.S., das

Indianermuseum. In ihm ist alles Zubehör und Kleidung zu finden, die einen Indianer

ausmachen.&nbsp;Köcher aus Büffelleder, Federhauben, Friedens-Pfeifen, Brautmokassins, mit

perlenbestickten, bunten Schuhsohlen, sowie Kriegsbeilen, wie sie wirklich waren: schlicht und

einfach. In einem eigenen lateinamerikanischen Glaskasten befindet sich ein

Schrumpfkopf.&nbsp;

3. Februar 1955 – Bitte um ein Clubhaus auf dem Nockerberg

München-Au * Der „Cowboy Club München von 1913 e.V. - C.C.M“ bittet um Genehmigung zur

Errichtung eines Clubheimes auf dem der Öffentlichkeit nicht zugänglichen Grundstück von Frau

Ida Krone auf dem Nockherberg, „da dadurch das bisher durch Lausbubenstücke und von

lichtscheuen Elementen heimgesuchte Gelände unter schärfere Kontrolle fällt und der Rasen und

Baumbestand gepflegt wird. Korrektes und ruhiges Verhalten wird die Nachbarschaft nicht

belästigen“.

20. August 1956 – Debatte um Jugendkontrolle und Polizeigewalt

München - München-Au * Der CSU-Landtagsabgeordnete und spätere Innenminister Heinrich

Junker tut sich als Scharfmacher hervor. Er stellt einen Antrag für Maßnahmen zum Schutze der

Jugend, in dem er     die ständige Überwachung von Kinos, Gaststätten und Parkanlagen,   die
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Überwachung der jugendlichen Kraftfahrer, insbesondere der Mopedfahrer und   die Bekämpfung

jeglicher auftretender Bandenbildung fordert.     Zur Durchsetzung seines Antrags unterstützt er   

das „rücksichtslose Eingreifen der Polizei“,   deren „rücksichtslose Gewaltanwendung“,   die

„Brechung jeglichen Widerstands […] mit allen an die Grenze des Gesetzes gehenden Mitteln“

und   die „Anweisung an die Staatsanwaltschaft, bei Vergehen und Verbrechen schärfsten

Strafantrag zu stellen“.     Junker kann sich mit seinen Vorstellungen gegen die SPD-dominierte

Viererkoalition nicht durchsetzen. Dieser Erfolg liegt an dem SPD-Landtagsabgeordneten Rudolf

Schlichtinger, der sich für die Interessen und Nöte der Jugendlichen einsetzt. Ihm geht es nicht

darum, „wie man ‚die Halbstarken‘ bekämpfen und gegebenenfalls vernichten kann, sondern wie

man junge Menschen davor bewahren kann, Rowdys oder Verbrecher zuwerden“ und wehrt sich

gegen das Modewort „Halbstarke“.

1960 – Der Karl-May-Verlag wird nach Bamberg verlegt

Bamberg * Der Karl-May-Verlag wird von Radebeul bei Dresden nach Bamberg verlegt. Der

Grund liegt in     der zunehmenden staatlichen Kontrolle und Verstaatlichung,   die

Karl-May-Werke gelten zeitweise als politisch unerwünscht und   wirtschaftliches Arbeiten wird

stark eingeschränkt. 

23. Juni 1966 – Die Beatles kommen nach München

London - München * Um 11:20 Uhr heben die Beatles mit dem Flug BE502 mit der

BEA-Linienmaschine Comet IV vom Londoner Flughafen ab, um um 12:56 Uhr in München-Riem

zu landen. Endlich sind sie da. George Harrison, Paul McCartney, John Lennon und Ringo Starr

treffen erstmals und höchstpersönlich in München ein.  Und als „die vier Sängerknaben mit der

Mädchenfrisur“ das Flugzeug verlassen, werden sie „von lustigen Teenagern zumeist“ begeistert

empfangen. Man hat sie bis zur Landung des Flugzeugs mit Beatmusik bei Laune gehalten. Die

Mädchen tragen Pony, die Haare hochtoupiert, sowie bonbonfarbene, schenkelkurze

Op-Art-Kleidchen und Pumps. Die Burschen bekleiden sich mit hautengen Jeans und schwarzen

T-Shirts oder geblümten Hemden. Ihre Haare bedecken zwar die Ohren, reichen aber noch nicht

bis zur Schulter. Dazwischen sind auch „einige wüstere Typen mit verfilztem, schulterlangem

Haar, im obligatorischen Snow Coat mit aufgemalten Atomwaffengegner-Abzeichen“, schreibt die

Süddeutsche Zeitung.  Die Mädchen halten bemalte Schilder hoch und alles sieht friedlich

aus. Doch es muss schon ein sehr trügerischer Friede sein, denn auf je fünf Fans kommt ein

Polizist. 200 Staatliche Ordnungskräfte sorgen für einen reibungslosen Ablauf. Außerdem ist die

Straße rechts vom Hauptgebäude auf einer Länge von fast einhundert Metern abgesperrt
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worden.    Noch auf der Rolltreppe werden die Fab Four mit extrem saublöden Fragen

interviewt. Ringo Starr antwortet auf dem Flughafen auf die Frage eines Reporters: „Warum

stehen Sie immer so spät auf?“ mit der Gegenfrage: „Wollen Sie schon in aller Frühe unseren

Lärm hören?“ Total unverständlich findet der Münchner Merkur die Popularität der Beatles, da die

Vier doch nur Nachteile vorzuweisen hätten: „Der kurzsichtige John Lennon, der Linkshänder

Paul McCartney, George Harrison mit den abstehenden Ohren und Ringo Starr mit der

übergroßen Nase.“   Außerdem überreicht man ihnen Lederhosen mit Hirschknöpfen und weiße

leinene Trachtenhemden. Schon während des Flugs hat man ihnen einen Tirolerhut übergeben,

den der „großnasige“ Ringo beim Verlassen des Flugzeugs zu seiner braunen Lederjacke trägt.   

„Machen Sie Platz für die Beatles!“. Die Ampeln sind für die vier Musiker auf Grün gestellt. So

fahren sie über die Prinzregentenstraße, vorbei an den Vieltausenden, Fähnchen schwenkenden,

„Yeah-yeah-yeah!“ kreischenden Münchner Beatles-Fans. Es herrscht einfach eine freundliche

Stimmung an diesem 23. Juni 1966.   In dem Auto mit dem Kennzeichen M-TX 107 sitzen die

Beatles. Um den wartenden Fans zu entkommen, fährt der Mercedes die Tiefgarage von hinten

an, sodass die Gruppe um 13:45 Uhr das Hotel durch den Lieferanteneingang betreten kann.

Während die Musiker durch den Hintereingang verschwinden, warten auf dem Promenadeplatz

etwa 3.000 Fans und Neugierige mit Transparenten. Neun Hausdiener und eine Handvoll

Polizisten sollen den Bayerischen Hof gegen den Ansturm der Beatles-Fans verteidigen. „Die

Scheiben sind vorsorglich beim Glaser bestellt“, diktiert Hotelchef Falk Volkhardt einem Reporter

in den Block.   Nichts passiert. Nur junge Frauen und Männer warten auf dem Promenadeplatz

sehnsüchtig auf den Augenblick, dass sich ihre Idole an einem der Fenster zeigen. Oben im

fünften Stock tun diese den Fans ein einziges Mal den Gefallen und treten ans Fenster, um ein

paar Autogramme auf die Straße zu werfen.    Für 16:00 Uhr ist im Nachtclub des Hotels

Bayerischer Hof eine Pressekonferenz anberaumt. Diese beginnt 20 Minuten später, weil der

Fahrstuhl stecken bleibt. Statt der erlaubten 10 haben sich 15 Personen in den Aufzug

gequetscht. Zuerst werden Fotos der Fab Four geschossen, danach dürfen die Journalisten die

Beatles 13 Minuten befragen. Dazwischen bekommen sie noch den „Goldenen BRAVO Otto“ in

der Kategorie Beste Beatband überreicht.    Zur gleichen Zeit tagt im Polizeipräsidium an der

Ettstraße ein Krisenstab, denn den deutschen Behörden und der Polizei waren Popstars samt

den kreischenden Fans ausgesprochen befremdlich. Aus Anlass des Beatles-Gastspiels richtet

man in München einen Krisenstab ein, dem der Polizeipräsident, zwei Einsatzleiter und ein erst

kurz zuvor installierter psychologischer Fachmann angehören. Deeskalation fordert der

Psychologe, was natürlich umfangreiche polizeiliche Vorbereitungen notwendig macht, um

Massenaufläufe möglichst zu verhindern oder zumindest unter Kontrolle zu halten.   So

bekommen die Beatles die Kehrseite ihres Ruhmes zu spüren. Ihnen wird ein abendlicher

Schwabing-Bummel aus Sicherheitsgründen verboten, weshalb sie die ganze Zeit ihres

München-Aufenthaltes im Bayerischen Hof verbringen müssen. Die Abendzeitung schreibt
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beschwichtigend: „Die Herren tragen zwar unorthodoxe Haartracht und veranstalten einen für

musikalische Ohren beschwerlichen Lärm, aber im Grunde sind sie harmlos und übermütig, und

in ihren Liedern kommt nichts Unanständiges vor.“ Die Polizei hat eine Fälscherbande

hochgenommen, die 125 gefälschte Eintrittskarten für die Beatles-Konzerte zu Horror-Preisen

verkauft hat.    Am frühen Abend machen die Beatles eine Generalprobe auf ihrem Zimmer, da

sie bis zum 21. Juni 1966 jeden Tag mit den Aufnahmen zur LP „Revolver“ beschäftigt waren.

Gegen 21:30 Uhr betreten die vier Beatmusiker das 16 Meter lange Schwimmbad auf dem Dach

des Hotels Bayerischer Hof, das extra für die Beatles reserviert und eigens für diesen Zweck mit

neuem Wasser gefüllt worden war. Der einzige Schwimmer ist Paul, der sich mit einer geliehenen

Badehose in die Fluten stürzt, während die drei anderen „kühles Nass aus Whiskeyflaschen“

vorziehen.   Fortsetzung folgt !

22. Mai 1986 – Der Bayerische Rundfunk blendet den „Scheibenwischer“ aus

München * Nur wenige Tage nach den schweren Pfingstausschreitungen in Wackersdorf

verweigert der Bayerische Rundfunk die Ausstrahlung einer atomkritischen Ausgabe der

ARD-Kabarettsendung „Scheibenwischer“. Die Sendung unter der Leitung von Dieter Hildebrandt

reagiert auf die Reaktorkatastrophe von Tschernobyl und setzt sich satirisch mit Kernenergie,

radioaktiver Belastung und der Informationspolitik der Behörden auseinander. Besondere Kritik

der BR-Führung richtet sich gegen den von Lisa Fitz vorgetragenen Sketch „Der verstrahlte

Großvater“.   BR-Fernsehdirektor Helmut Oeller fordert zunächst vergeblich, die Ausgabe im

gesamten ARD-Programm abzusetzen. Nachdem sich die übrigen Rundfunkanstalten weigern,

koppelt der Bayerische Rundfunk sein Fernsehprogramm für die gesamte Dauer der Sendung

aus dem ARD-Gemeinschaftsprogramm aus. Die „Scheibenwischer“-Ausgabe ist deshalb in

Bayern nicht zu sehen.   Die Entscheidung löst heftige Proteste aus. Zahlreiche Zuschauer

beschweren sich telefonisch beim Sender; zeitweise sind die Leitungen überlastet. Videokopien

der Sendung werden in Bayern verbreitet und bei öffentlichen Veranstaltungen vorgeführt.

Medien, Künstler und Oppositionspolitiker bewerten das Vorgehen als Zensur und werfen dem

Bayerischen Rundfunk politische Rücksichtnahme auf die atomkraftfreundliche Staatsregierung

vor. Der BR weist diesen Vorwurf zurück und begründet die Nichtausstrahlung mit Inhalt und

Form der satirischen Beiträge.   Der Vorgang verstärkt bei vielen WAA-Gegnern den Eindruck,

dass nicht nur um ein Industrieprojekt, sondern auch um Meinungsfreiheit, unabhängige

Berichterstattung und die demokratische Kontrolle staatlicher Entscheidungen gestritten wird. 

2000 – Die gläserne Mass prägt das Oktoberfest 
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München * Um die Jahrtausendwende wird das Oktoberfest von der gläsernen Mass geprägt. Der

durchsichtige Krug ermöglicht es den Gästen und den amtlichen Kontrolleuren, den Füllstand am

Eichstrich unmittelbar zu überprüfen. Damit soll verhindert werden, dass beim schnellen

Ausschank in den Festzelten zu wenig Bier eingeschenkt wird.   Der traditionelle graue

Steinzeugkrug, der sogenannte Keferloher, spielt beim regulären Ausschank kaum noch eine

Rolle. Er bleibt jedoch als offizieller Oktoberfest- und Sammlerkrug erhalten und erscheint jährlich

mit einem neuen Festmotiv. 

September 2008 – 6.483 Lebensmittel- und Hygienekontrollen auf dem Oktoberfest

München-Theresienwiese * 6.483 Lebensmittel- und Hygienekontrollen werden von sieben

Mitarbeitern des Kreisverwaltungsreferats durchgeführt. Es geht um die Einhaltung der

einschlägigen Lebensmittelvorschriften und -vorgaben. 703 Beanstandungen werden verzeichnet.

11. Juni 2023 – Ost-West-Friedenskirche brennt vollständig nieder

München-Neuhausen * Gegen 1.10 Uhr wird ein Brand in der Ost-West-Friedenskirche von

Väterchen Timofej gemeldet. Als die Feuerwehr eintrifft, steht das überwiegend aus Holz und

wiederverwendeten Baumaterialien errichtete Kirchlein bereits in Vollbrand. Die Einsatzkräfte

können das Feuer zwar unter Kontrolle bringen, die Kirche wird jedoch vollständig zerstört.

Menschen kommen nicht zu Schaden. Die Ermittlungen ergeben später, dass ein technischer

Defekt den Brand ausgelöst hat.  Der Wiederaufbau der als Friedenssymbol bekannten Kirche

wird noch im selben Jahr auf den Weg gebracht.
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